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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RS 12/08 B 
 
L 12 RA 65/04 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 4 RA 3941/03 (SG Berlin) 
 
 
 
 
……………………….., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ………………………………….. 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Mai 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 18. Dezember 2007 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

als unzulässig zu verwerfen. In der Beschwerdebegründung ist entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 

SGG kein Revisionszulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG dargetan bzw be-

zeichnet worden. Der Senat sieht gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 SGG von einer Begründung der 

Entscheidung ab. Nach dieser Norm soll dem Verwerfungsbeschluss eine kurze Begründung 

beigefügt werden, jedoch kann hiervon nach Halbsatz 2 aaO abgesehen werden, wenn sie 

nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen. 

Diese Voraussetzung liegt vor. 

 

Wie in früheren, ähnlich gelagerten Verfahren hat sich der Prozessbevollmächtigte der Klägerin 

im Wesentlichen ohne Berücksichtigung der Gegebenheiten des Einzelfalls darauf beschränkt, 

seine Vorstellungen über den Inhalt des Einigungsvertrags sowie seine speziellen Ansichten 

über den "eigentlichen" Aussagegehalt der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG), des Bundessozialgerichts (BSG) und des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte iVm seinen eigenen sozialpolitischen Vorstellungen darzulegen. Eine nach den Vorga-

ben des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG iVm § 160a Abs 2 Satz 3 SGG rechtskundig geordnete 

schlüssige Darlegung des Revisionszulassungsgrundes im Einzelfall, die sich an den verfas-

sungsgemäßen Vorgaben der Rechtsprechung des BSG zur Zulässigkeit einer Nichtzulas-

sungsbeschwerde und an der Entscheidung des Landessozialgerichts orientiert, hat die Kläge-

rin nicht vorgelegt. Es ist aber nicht Aufgabe des Beschwerdegerichts, sich aus 

prozessrechtlich ungeordneten, nicht erkennbar im Zusammenhang mit positiven Normen des 

Bundesrechts stehenden Ausführungen in eigener Deutung selbst herauszusuchen, was die 

Klägerin zu den gesetzlichen Revisionszulassungsgründen möglicherweise vorgetragen haben 

könnte (vgl auch BVerfG, Beschluss vom 29.8.2007 - 1 BvR 3032/06). 

 

Soweit die Klägerin - bezogen auf ihre eigene Erwerbsbiografie - ausführt, sie habe in der DDR 

"Anwartschaften auf Ansprüche auf eine angemessene Alterssicherung" erworben, und sie die-

se "gemäß den neuen Vorschriften des SGB VI in der Fassung des RÜG" enttäuscht sieht, weil 

"Wertungswidersprüche" bestünden, die viele Betroffene als ungerecht ansähen, äußert sie le-

diglich allgemeinen Unmut über die - wie sie selbst erkennt - vom BVerfG als verfassungsge-

mäß eingestufte Rechtslage. Dass in diesem Zusammenhang Rechtsfragen wieder klärungsbe-

dürftig geworden seien (vgl hierzu Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, 

RdNr 117 ff, 121 mwN), zeigt sie nicht auf. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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